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Der Verwaltungsrat hat am 7. Dezember 2017 auf Grund 

 

des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO), der §§ 2, 7 und 13 des 

Kommunalabgabengesetzes Rheinland-Pfalz (KAG) sowie § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 

des Landesabwasserabgabengesetzes Rheinland-Pfalz (LAbwAG) in der jeweils 

geltenden Fassung folgende Satzung beschlossen: 

 

 

 

 

  

 
 30.20.07.04 

 

 

 

 

  

Satzung zur Änderung der Satzung des Entsorgungs- 
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I. 

 

Die „Satzung des Entsorgungs- und Wirtschaftsbetriebs Landau – AöR -  (EWL) über die 

Erhebung von Abgaben für die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung 

(Abgabensatzung Abwasserbeseitigung)“ vom 30.04.2009, zuletzt geändert durch 

Satzung vom 15.12.2016, wird wie folgt geändert: 

 

1.  § 5 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 5 Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 

 

(1)  Maßstab für die Schmutzwasserbeseitigung ist die Grundstücksfläche mit 

Zuschlägen für Vollgeschosse. 

 

Der Zuschlag je Vollgeschoss beträgt 30 v.H.; für die ersten zwei 

Vollgeschosse beträgt der Zuschlag einheitlich 60 v.H. 

 

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

 

1.  In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das 

Grundstück nur teilweise überplant und ist der unbeplante 

Grundstücksteil unter Berücksichtigung der Tiefenbegrenzung noch dem 

Innenbereich nach § 34 BauGB zuzuordnen, gelten diese Flächen des 

Buchgrundstücks auch als Grundstücksfläche. 

 

2.  Enthält ein Bebauungsplan nicht die erforderlichen Festsetzungen, sieht 

er eine andere als die bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung vor  

oder liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten    

Ortsteils (§ 34 BauGB), sind zu berücksichtigen: 

 

a) Bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche 

von dieser bis zu einer Tiefe von 50 m. 

 

b) Bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit 

dieser aber durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang, der 

durch Baulast oder dingliches Recht gesichert ist, verbunden sind, die 

Fläche zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu 

einer Tiefe von 50 m. 

 

Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung 

darstellen, bleiben bei der Bestimmung der tiefenmäßigen Begrenzung 

und bei der Ermittlung der Grundstücksfläche unberücksichtigt. 

 

3.  Bei Grundstücken, die über die Begrenzung nach Ziffer 1 – 2 hinaus 

gehen, zusätzlich die Grundflächen der hinter der Begrenzung an die    
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Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch     

0,4.  

 

4.  Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Freibad 

festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteils (§ 34 BauGB) oder im Außenbereich tatsächlich so genutzt 

werden, die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage 

angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2. 

 

5.  Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz,  

      Festplatz, Freizeitanlage oder Friedhof festgesetzt ist, oder die innerhalb  

      eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im  

      Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, die Grundstücksfläche  

      multipliziert mit 0,1. 

 

6.  Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als 

Campingplatz oder Wochenendhausgebiet festgesetzt  ist, oder die 

innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder 

im Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, wird für jeden Standplatz 

eine Grundfläche von 50 m² und für jedes Wochenendhaus eine 

Grundfläche von 50 m² angesetzt. Die Summe der sich hieraus 

ergebenden Grundflächen wird zur Berechnung der beitragspflichtigen 

Grundstücksfläche unabhängig von einer tatsächlichen Nutzung der 

Entwässerungseinrichtung durch die einzelnen Standplätze und 

Wochenendhäusern durch die Grundflächenzahl 0,4 geteilt. 

 

7.  Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch 

Planfeststellung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung 

zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf die 

sich die Planfeststellung bezieht. 

 

8.  Bei den übrigen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), 

die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen 

Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2. 

 

9.  Für nicht bebaute Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), die 

tatsächlich an die Einrichtungen der Abwasserbeseitigung angeschlossen 

sind, die Grundfläche, die angeschlossen ist, geteilt durch 0,2. 

 

Soweit die nach den Ziffern 3, 4, 6, 8 und 9 ermittelte Grundstücksfläche 

größer als die tatsächliche Grundstücksfläche ist, wird die tatsächliche 

Grundstücksfläche zugrunde gelegt. 

 

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt: 

 

1.  Die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse  
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      wird zugrunde gelegt. 

 

2.  Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der 

Vollgeschosse, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die 

höchstzulässige Baumassenzahl geteilt durch 3,5 als Zahl der 

Vollgeschosse. Ist weder eine Geschossflächenzahl noch eine 

Baumassenzahl festgesetzt, sondern nur die höchstzulässige Trauf- oder 

Firsthöhe, so gilt die Trauf- bzw. Firsthöhe geteilt durch 3,5 als Zahl der 

Vollgeschosse. Sind sowohl Trauf- als auch Firsthöhe festgesetzt, so wird 

nur mit der höchstzulässigen Traufhöhe gerechnet. Soweit der 

Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufhöhe der 

Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. 

Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu 

messen. Bruchzahlen werden auf ganze Zahlen abgerundet. 

 

3.  Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder 

die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl noch die Trauf- bzw. 

Firsthöhe bestimmt ist, gilt 

 

a)  die Zahl der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung 

überwiegend vorhandenen oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen 

für diese Grundstücke erfolgt sind, die dort festgesetzten oder nach 

Ziffer 2 berechneten Vollgeschosse, 

 

b)  bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei 

Vollgeschossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, 

gewerblichen oder industriellen Zwecken oder einer freiberuflichen 

Nutzung dienen, entsprechend. 

 

Bei Grundstücken, die gewerblich und / oder industriell genutzt werden, 

ist die tatsächliche Traufhöhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wenn die sich 

ergebende Zahl größer ist als diejenige in Buchstabe a), wobei 

Bruchzahlen auf ganze Zahlen abgerundet werden. Die Höhe ist 

ausgehend vom Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu messen. 

 

4.  Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt 

ist oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt 

werden (z.B. Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird 

abweichend von Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoss angesetzt. 

 

5.  Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet 

werden dürfen, gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine 

Festsetzung erfolgt ist, abweichend von Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz, ein 

Vollgeschoss. 

 

6.  Für Grundstücke im Außenbereich gilt: 
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a)  Liegt ein Grundstück im Außenbereich, bestimmt sich die Zahl der 

Vollgeschosse nach der genehmigten oder bei nicht genehmigten aber 

geduldeten Bauwerken nach der tatsächlichen Bebauung. 

 

b)  Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch    

Planfeststellungsbeschluss eine der baulichen Nutzung vergleichbare    

Nutzung zugelassen ist, wird, bezogen auf die Fläche nach Abs. 2 Ziffer 

7, abweichend von Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz, ein Vollgeschoss 

angesetzt. 

 

7.  Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung    

ergebenden Vollgeschosse gilt, wenn auf Grund der tatsächlich    

vorhandenen Bebauung die Zahl der Vollgeschosse nach den 

vorstehenden Regelungen überschritten wird. 

 

8.  Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl    

von Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der    

überwiegenden Baumasse vorhandene Zahl. 

 

(4)  Ergeben sich bei der nach den vorstehenden Absätzen ermittelten    

beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, werden diese auf volle Zahlen    

abgerundet.“ 

 

2. § 6 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 6 Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

 

 

(1) Der Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung ist die mögliche 

Abflussfläche. Zu ihrer Ermittlung wird die nach § 5 Abs. 2 Ziffer 1, 2, 3, 6, 7 

und 8 ermittelte Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl nach Absatz 2  

oder Faktoren nach Absatz 3 vervielfacht. Bei Grundstücken, die als 

Sportplatz, Festplatz, Freizeitanlage oder Friedhof genutzt werden (§ 5 Abs. 

2 Ziffer 5), gilt als mögliche Abflussfläche die tatsächliche Grundstücksfläche 

vervielfacht mit den Faktoren nach Abs. 3. Abweichend hiervon gilt bei 

Grundstücken, für die nach Landesstraßengesetz die Nutzung als 

Verkehrsanlage festgesetzt ist, die innerhalb der Ortsdurchfahrten liegende 

Verkehrsfläche. 

 

 

(2) Als Grundflächenzahl werden angesetzt: 

 

1. Soweit ein Bebauungsplan besteht, gilt die darin festgesetzte 

höchstzulässige Grundflächenzahl. 



  

 

Seite | 5  

EWL Landau in der Pfalz 
Änderungssatzung der Abgabensatzung Abwasserbeseitigung 

 

2. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan keine 

Grundflächenzahlen festgesetzt sind und die gewichtete 

Grundstücksfläche auch nicht aus anderen Festsetzungen des 

Bebauungsplans ermittelt werden kann, gelten die folgenden Werte als 

Grundflächenzahl: 

 

a) Kleinsiedlungsgebiete (§ 2 BauNVO)                                                0,2 

 

b)  Wochenendhaus-, Ferienhaus- und Campingplatzgebiete (§ 10  

    BauNVO)                                                                                             0,2 

 

c)  Gewerbe- und Industriegebiete (§§ 8 u. 9 BauNVO)                       0,8 

 

d)  Sondergebiete (§ 11 BauNVO)                                                          0,8 

 

e)  Kerngebiete (§ 7 BauNVO)                                                                1,0 

 

f) sonstige Baugebiete und nicht einer Baugebietsart zurechenbare 

Gebiete (sog. diffus bebaute Gebiete)                                            0,4 

 

(3) Für die nachstehende Grundstücksnutzungen wird die nach § 5 Abs. 2 

ermittelte Grundstücksfläche mit folgenden Faktoren vervielfacht: 

 

1.  Sportplatzanlagen (Hartplätze und Naturrasen) 

 

a) ohne Tribüne                                                                    0,1 

 

b) mit Tribüne                                                                                 0,5 

 

2.  Sportplatzanlagen (Kunstrasen) 

 

a) ohne Tribüne                                                                             0,7 

 

b) mit Tribüne                                                                                 0,9 

 

3.  Freizeitanlagen, und Festplätze 

 

a) mit Grünanlagencharakter                                                                  0,1 

 

b) mit umfangreichen baulichen Anlagen und Befestigungen 

     (z.B. Pflasterung, Asphaltierung, Rollschuhbahn)                            0,8 

 

4. Friedhöfe                                                                                               0,1 
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(4) Abweichend von Absatz 2 Nr.  2 wird für die nachstehenden 

Grundstücksnutzungen die nach § 5 Abs. 2 ermittelte Grundstücksfläche mit 

folgenden Faktoren vervielfacht: 

 

1.  Befestigte Stellplätze und Garagen                                                   0,9 

 

2. Gewerbliche und industrielle Lager- und Ausstellungsflächen mit 

umfangreichen baulichen Anlagen und Befestigungen (z.B. 

Einkaufszentren und großflächige Handelsbetriebe)   0,8 

 

3.  Gärtnereien und Baumschulen 

 

a)  Freiflächen                                                                                             0,1 

 

b)  Gewächshausflächen                                                                            0,8 

 

4.  Kasernen                                                                                                    0,6 

 

5.  Bahnhofsgelände                                                                                     0,8 

 

6.  Kleingärten                                                                                                0,1 

 

7.  Freibäder                                                                                                    0,2 

 

8.  Verkehrsflächen                                                                                         0,9 

 

(5) Bebaute und/oder befestigte und angeschlossene Flächen außerhalb der 

tiefenmäßigen Begrenzung nach § 5 Abs. 2 Nummer 3 werden zusätzlich 

berücksichtigt. 

 

(6) Ist die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche größer als die nach den 

vorstehenden Absätzen 1 bis 5 ermittelte Abflussfläche, so wird der Faktor 

soweit um 0,1 oder ein Mehrfaches davon erhöht, bis die sich dann 

ergebende Abflussfläche mindestens ebenso groß ist wie die tatsächlich 

bebaute und befestigte Fläche. 

 

Wird auf diese Weise die mögliche Abflussfläche für die Mehrzahl der im 

Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB) gelegenen Grundstücke in 

der näheren Umgebung erhöht, so gilt die Erhöhung für alle Grundstücke, 

insbesondere auch für unbebaute. 

 

(7) Ist das Einleiten von Niederschlagswasser durch den Einrichtungsträger oder 

mit dessen Zustimmung flächenmäßig teilweise ausgeschlossen, wird die 

mögliche Abflussfläche entsprechend verringert. Bei einem volumenmäßigen 

Ausschluss wird die mögliche Abflussfläche entsprechend der in der 
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Entwässerungsplanung zugrunde gelegten Versickerungsleistung der Mulde, 

Rigole o.ä. verringert. 

 

(8) Bei angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird die 

tatsächlich überbaute und befestigte Fläche zugrunde gelegt. 

 

(9) Ergeben sich bei der Ermittlung der beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, 

werden diese auf ganze Zahlen abgerundet.“ 

 

3. In § 17 wird der Betrag „1,36“ durch den Betrag „1,42“ ersetzt. 

 

4. In § 30 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ , insbesondere bei Überschreitung 

einer der Richtwerte nach Anlage 2 der Abwassersatzung“ angefügt.  

 

II. 

 

Die Satzung tritt zum 01.01.2018 in Kraft. 

 

 

Landau in der Pfalz,  

Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau 

 

 

Bernhard Eck 

Vorstandsvorsitzender 
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Die Satzung gilt gem. § 24 Abs. 6 Satz 1 GemO als von Anfang an gültig zustande 

gekommen, wenn die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nicht vor 

Ablauf eines Jahres nach der Bekanntmachung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, 

der die Verletzung begründen soll, schriftlich gegenüber dem Entsorgungs- und 

Wirtschaftsbetrieb Landau geltend gemacht wird. 

 

Hat jemand eine Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften geltend gemacht, 

kann auch nach Ablauf dieser Frist jedermann die Verletzung geltend machen. 

 

Landau in der Pfalz, 

Entsorgungs- und Wirtschaftsbetrieb Landau 

 

 

 

Bernhard Eck 

Vorstandsvorsitzender 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


